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Zweckverband Wasser/Abwasser IVIittleres Elstertal

Bekanntmachung
zur Feststellung des Jahresabschlusses gemäß § 25 Abs. 4 Thüringer Eigenbetriebsverordnung

(ThürEBV)
Feststellung und Beschluss des Jahresabschlusses 2023 desZweckverbandes Wasser/Abwasser

Mittleres EIstertal gemäß § 25 Abs. 4 ThürEBV

l. Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Wasser/Abwasser Mittleres Elstertal hat mit Beschluss vom
09.09.2024 den Jahresabschluss 2023 vom 24.05.2024 wie folgt festgestellt:

Bilanzsumme Jahresgewinn

Betriebszweig
Wasserversorgung 111.571.760,76 EUR| 1.800.075,19 EUR|

Betriebszweig
Abwasserbeseitigung 339.317.858,45 EUR| 3.119.601,62 EUR|

Konsolidiert 449.691.956,99 EURl 4.919.676,81 EUR|

2. Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Wasser/Abwasser Mittleres Elstertal hat mit Beschluss vom
09.09.2024 über die Verwendung des Jahresgewinnes gemäß § 8 Thür EBV i. V. m.Vwv ThürEBV wie folgt
beschlossen:

2. l. Der Gewinn in Höhe von l .800.075, l 9 EUR im Betriebszweig Wasserversorgung wird in die allgemeine Rücklage
eingestellt.

2.2. Der Gewinn in Höhe von 13.119.601,62 EUR im Betriebszweig Abwasserbeseitigung wird in die allgemeine Rückla-
ge eingestellt.

3. Dem Verbandsvorsitzenden wird für das Wirtschaftsjahr 2023 Entlastung erteilt.

4. Dem Geschäftsleiter wird für das Wirtschaftsjahr 2023 Entlastung erteilt.

5. Der Bestätigungsvermerk der zum Abschlussprüfer bestellten Eureos GmbH Leipzig Wirtschaftsprüfgesellschaft,
Nikolaistraße 3-9 in 04109 Leipzig wurde für den Jahresabschluss 2023 wie folgt erteilt:
„Wir haben den Jahresabschluss des Zweckverbandes Wasser/Abwasser Mittleres Elstertal, Gera, - bestehend aus der
Bilanz zum 31. Dezember 2023 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Wirtschaftsjahr vom l.Januar 2023 bis zum
31. Dezember 2023 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmehtoden -
geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht des Zweckverbandes Wasser / Abwasser Mittleres Elstertal, Gera, für das
Wirtschaftsjahr vom l. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2023 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der beigefügte Jah-
resabschluss in allen wesentlichen Belangen den Vorschriften der Thüringer Eigenbetriebsverordnung (ThürEBV) i.
V. m. den deutschen, fiir Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften (Handelsgesetzbuch in der
vom l. Januar 2015 geltenden Fassung) und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger
Buchführung sowie der landesrechtlichen Vorschriften ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens- und Finanzlage des Zweckverbands zum 31. Dezember 2023 sowie seiner Ertragslage für das Wirtschafts-
jähr vom l. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2023 und vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein unter
Beachtung der landesrechtlichen Vorschriften zutreffendes Bild von der Lage des Zweckverbands. In allen wesentli-
chen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den Vorschriften des § 24
Thüringer Eigenbetriebsverordnung (ThürEBV) i. V. m. den deutschen gesetzlichen Vorschriften
(Handelsgesetzbuch in der vom l. Januar 2015 geltenden Fassung) und stellt die Chancen und Risiken der zukünfti-
gen Entwicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz l HOB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungs-
mäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichtes geführt hat.

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit §317 HOB und § 85
ThürKO unter Beachtung der vom Institut der Wirtschajftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfüng durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriflen und Grundsätzen ist im Ab-
schnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts" unseres
Bestätigungsvermerkes weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Zweckverband unabhängig in Übereinstimmung
mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Be-
mfspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt.
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Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage
für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen.

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Ausstellung des Jahresabschlusses, der den Vorschriften der
Thüringer Eigenbetriebsverordnung (ThürEBV) i. V. m. den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handels-
rechtlichen Vorschriften (Handelsgesetzbuch in der vor dem l. Januar 2015 geltenden Fassung) in allen wesentlichen
Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger
Buchführung sowie der landesrechtlichen Vorschriften ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Zweckverbands vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wörtlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger
Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von i
wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen (d. h. Manipulation der Rechnungslegung und |
Vermögensschädigungen) oder Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit des Zweckver-
bands zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in
Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie
dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu
bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein unter Be-
achtung der landesrechtlichen Vorschriften zutreffendes Bild von der Lage des Zweckverbands vermittelt sowie in allen
wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den Vorschriften des § 24 Thüringer Eigenbetriebsver-
Ordnung (ThürEBV) i. V. m. den deutschen gesetzlichen Vorschriften (Handelsgesetzbuch in der vor dem l. Januar
2015 geltenden Fassung) entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner
sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig er-
achtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden Vorschriften § 24 Thü-
ringer Eigenbetriebsverordnung (ThürEBV) i. V. m. den deutschen, gesetzlichen Vorschriften (Handelsgesetzbuch in der
vor dem l. Januar 2015 geltenden Fassung) zu ermöglichen und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen
im Lagebericht erbringen zu können.

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentli-
chen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein
unter Beachtung der landesrechtlichen Vorschriften zutreffendes Bild von der Lage des Zweckverbands vermittelt sowie in
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Ein-
klang steht, den Vorschriften des § 24 Thüringer Eigenbetriebsverordnung (ThürEBV) i. V. m. den deutschen, gesetzli-
chen Vorschriften (Handelsgesetzbuch in der vor dem l. Januar 2015 geltenden Fassung) entspricht und die Chancen
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen B estätigungs vermerk zu erteilen, der unsere Prü-
füngsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit §317
HOB i. V. m. § 85 ThürKO unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grunds-
ätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche
Darstellungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn
vernüftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses
und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber
hinaus

identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht,
aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern, planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risi-
ken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfüngs-
urteile zu dienen. Das Risiko, dass aus dolosen Handlungen resultierende wesentliche falsche Darstellungen nicht auf-
gedeckt werden, da dolose Handlungen kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten,
irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können;

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten internen Kontrollsystem und
den für die Prüfung des Lageberichtes relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfüngshandlungen zu planen,
die unter den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit
dieser Systeme des Zweckverbands abzugeben;
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beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungslegungsmethoden sowie
die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden
Angaben;

ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungs-
legungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfüngsnach-
weise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame
Zweifel an der Fähigkeit des Zweckverbands zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu
dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die
dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben un-
angemessen sind, unser jeweiliges Prüfüngsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grund-
läge der bis zum Datum unseres B estätigungs Vermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gege-
benheiten können jedoch dazu führen, dass der Zweckverband seine Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann;

beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt einschließlich der Angaben sowie ob der
Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter
Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Zweckverbands vermittelt;

beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung und das von ihm
vermittelte Bild von der Lage des Zweckverbands;

führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunftsorientierten Angaben im
Lagereicht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den
zukunftsorientieren Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und be-
urteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prü-
füngsurteil zu den zukunftsorientieren Angaben sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es
besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Anga-
ben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung der
Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir
während unserer Prüfung feststellen.

Dresden, 24. Mai 2024

eureos gmbh
wirtschaftprüfungsgesellschaft

gez. Dr. Juckel
Wirtschaftsprüfer

Der Jahresabschluss liegt vom 15. Oktober 2024 bis zum 29. Oktober 2024 in der Geschäftsstelle des Zweckverbandes
Wasser/Abwasser Mittleres Elstertal, De-Smit-Straße 6, 07545 Gera von Montag bis Freitag während der üblichen Dienst-
stunden öffentlich aus.

Dietrich Heiland
Verbandsvorsitzender
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7. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung zur Wasserbenutzungssatzung des Zweckverbandes
Wasser/Abwasser Mittleres Elstertal (GS-WBS)

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Wasser/Abwasser Mittleres Elstertal hat auf Grund des § 19 Abs. l Thüringer
Kommunalordnung (ThürKO) i. V. m. §§ 20, 23 des Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit (ThürKGG) i. V. m. §§ 2,
12, 14 Thüringer Kommunalabgabengesetz (ThürKAG) die folgende Satzung zur Änderung der Gebührensatzung zur Wasserbe-
nutzungssatzung beschlossen:

Artikel l

Die Gebührensatzung zur Wasserbenutzungssatzung des Zweckverbandes Wasser/Abwasser Mittleres Elstertal vom 25.06.2002 in
der Fassung vom 28.03.2011 wird wie folgt geändert:

§ 5 Abs. 3 und 4 werden geändert und erhalten folgende Fassungen:

Verbrauchsgebühr

Die Gebühr beträgt

Netto Umsatzsteuer 7 % Brutto

2,23Euro/m3 0,16Euro/m3 2,39 Euro/m3

entnommenen Wassers.

Wird ein Bauwasserzähler oder ein sonstiger beweglicher Wasserzähler verwendet, so beträgt die Gebühr

Netto Umsatzsteuer 7 % Brutto

2,23Euro/m3 0,16Euro/m3 2,39 Euro/m3

entnommenen Wassers.

Artikel 2

Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2015 in Kraft und am 31.12.2018 außer Kraft.

ausgefertigt am:
Geraden 10.10.2024

Dietrich Heiland
Verbandsvorsitzender
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Verstöße wegen^ler Verletzung von Verfahrens- und Formyprschriften die nicht die Ausfertigung und diese Bekanntmachung betreffen, können
gegenüber dem Zweckverband Wasser/Abwasser Mittleres Elstertal geltend gemacht werden. Sie sind schriftlich unter Angabe der Gründe gel-
tend zu machen.

Werden solche Verstöße nicht innerhalb einer Frist von l Jahr nach Bekanntmachung geltend gemacht, so sind diese Verstöße unbeachtlich.
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4. Satzung zur Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung des Zweckverbandes
Wasser/Abwasser Mittleres Elstertal (BGS-EWS)

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Wasser/Abwasser Mittleres Elstertal hat auf Grund des § 19 Abs. l Thüringer
Kommunalordnung (ThürKO) i. V. m. §§ 20, 23 des Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit (ThürKGG) i. V. m. §§ 2,
7, 7b, 12, 14, 2 la Abs. 4 Thüringer Kommunalabgabengesetz (ThürKAG) die folgende Beitrags- und Gebührensatzung zur Ent-
wässerungssatzung beschlossen:

Artikel l

Die 4. Satzung zur Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung des Zweckverbandes Wasser/
Abwasser Mittleres Elstertal vom 08.12.2014 wird aufgehoben.

Artikel 2

Die Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung des Zweckverbandes Wasser/Abwasser Mittleres EIstertal vom
11.10.2007 in der Fassung vom 28.03.2011 wird wie folgt geändert:

§13 Abs. l, 3 und 4 werden geändert und erhalten folgende Fassungen:

^

i

(l) Die Einleitungsgebühr wird nach Maßgabe der nachfolgenden Absätze nach der Menge der Abwässer berechnet, die der
Entwässerungseinrichtung von den angeschlossenen Grundstücken zugeführt werden.

Die Einleitungsgebühr für die Entsorgung des Abwassers über das öffentliche Kanalnetz und über die zentrale Kläranlage
(Volleinleiter) beträgt

1,73 Euro/m3 Abwasser.

(3) Wird bei Grundstücken vor Einleitung der Abwässer in die Entwässerungsanlage eine Vorklärung oder sonstige Vorbehand-
lung der Abwässer auf dem Grundstück verlangt (Teileinleiter), so beträgt die Einleitungsgebühr

l ,06 Euro/m3 Abwasser.

Das gilt nicht für Grundstücke mit gewerblichen oder sonstigen Betrieben, bei denen die Vorklärung oder Vorbehandlung
lediglich bewirkt, dass die Abwässer dem durchschnittlichen Verschmutzungsgrad oder der üblichen Verschmutzungsart der
eingeleiteten Abwässer entsprechen.

Bei Grundstücken, für die vor Einleitung der Abwässer in die Entwässerungsanlage als Vorklärung eine vollbiologische Ab-
wasserbehandlungsanlage nach den anerkannten Regeln (DFN 4261 Teil II) verlangt und betrieben wird (Teileinleiter), be-
trägt die Einleitungsgebühr

0,77 Euro/m3 Abwasser.

(4) Für das Einleiten von Oberflächenwasser von befestigten und an das öffentliche Entwässerungsnetz angeschlossenen Grund-
stücksflächen wird eine Oberflächenwassereinleitungsgebühr erhoben. Die Oberflächenwassereinleitungs-gebühr berechnet
sich nach der Größe der befestigten und an die Abwasseranlage angeschlossenen Grundstücksfläche unter Maßgabe der je-
weilig gültigen DIN 1986-100 Vorschriften. Die Oberflächenwassereinleitungsgebühr beträgt

0,67 Euro/m2 und Jahr.

Befestigte Grundstücksfläche ist der Teil des Grundstückes, in dem infolge künstlicher Einwirkung Regenwasser nicht oder
nur in unbedeutendem Umfang einsickern kann.

§ 14 Abs. 2, 3 und 4 werden geändert und erhalten folgende Fassungen:

(2) Die Gebühr bei nicht angeschlossenen Grundstücken (Direkteinleiter) beträgt

a) 51,32 Euro/m3 Abwasser aus einer abflusslosen Grube,
b) 33,11 Euro/m3 Abwasser (Fäkalschlamm) aus einer Grundstückskläranlage oder Fäkaliensammelgrube.

(3) Die Gebühr bei angeschlossenen Grundstücken (Teileinleiter) beträgt

33,11 Euro/m3 Abwasser (Fäkalschlamm) aus einer Grundstückskläranlage oder Fäkaliensammelgrube.

— Fortsetzung auf Seite 6
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(4) Die Beseitigung verbandsfremder Fäkalschlämme, Klärschlamme und Abwasser erfolgt gegen eine konzentrationsabhängi- j
ge Gebühr. Die Gebühr für die Beseitigung verbandsfremder Fäkalschlämme bzw. gleichartig belasteter Klärschlamme und 1
Abwässer (CSB Konzentration ^ 8.000 mg/1) sowie Fäkalwasser aus abflusslosen Abwassergruben bzw. gleichartig belaste-
ter Klärschlamme und Abwässer (CSB Konzentration < 8.000 mg/1) bei Anlieferung in der Fäkalschlammannahmestation
des Zweckverbandes beträgt

14,40 Euro/m3 Fäkalschlamm aus einer Grundstückskläranlage oder Fäkaliensammelgrube

Artikel 3

Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2015 in Kraft und am 31.12.2018 außer Kraft.

ausgefertigt am:
Gera, den 10.10.2024

Dietrich Heiland
Verbandsvorsitzender

Verstöße wegen der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die nicht die Ausfertigung und diese Bekanntmachung
betreffen, können gegenüber dem Zweckverband Wasser/Abwasser Mittleres Elstertal geltend gemacht werden. Sie sind schrift-
lich unter Angabe der Gründe geltend zu machen.

Werden solche Verstöße nicht innerhalb einer Frist von l Jahr nach Bekanntmachung geltend gemacht, so sind diese Verstöße
unbeachtlich.

Satzung
für die Benutzung der öffentlichen Entwässerungseinrichtung des Zweckverbandes Wasser/Abwasser Mittleres

Elstertal
(Entwässerungssatzung - EWS)

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Wasser/Abwasser Mittleres Elstertal hat auf Grund der §§ 19 Abs. l, 20 Abs. 2
Thüringer Kommunalordnung (ThürKO) vom 28.01.2003 (GVB1. 2003, 4l) in der aktuell gültigen Fassung i. V. m. §§ 20, 23 des
Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit (ThürKGG) vom 10.10.2001 (GVB1. 2001, 290) in der aktuell gültigen Fas-
sung die folgende Satzung für die öffentliche Entwässerungseinrichtung beschlossen:

Öffentliche Einrichtung

(l) Der Zweckverband betreibt zur Abwasserbeseitigung eine öffentliche Einrichtung (Entwässerungseinrichtung). Die Entwässe-
rungseinrichtung umfasst die leitungsgebundene Entwässerungsanlage sowie die nicht leitungsgebundene Entwässerungsanla-
ge (Fäkalschlammentsorgung).

(2) Art, Lage und Umfang der Entwässerungseinrichtung sowie den Zeitpunkt ihrer Herstellung, Erweiterung, Erneuerung, Ände-
rung, Sanierung oder Beseitigung bestimmt der Zweckverband im Rahmen der ihm obliegenden Abwasserbeseitigungspflicht.

(3) Zur leitungsgebundenen Entwässerungsanlage gehören unter anderem Zentralkläranlagen, Kanäle sowie Grundstücksanschlüs-
se im Sinne des § 3 Abs. l. Zur nicht leitungsgebundenen Entwässerungsanlage gehören alle technischen Anlagen und Anla-
genteile, die der Fäkalschlammbeseitigung und der Beseitigung des Abwassers aus abflusslosen Gruben dienen, insbesondere
die Fäkalannahmestation.

(4) Nicht zur Entwässerungseinrichtung des Zweckverbandes gehören:

- Bauwerks- und Bauflächendränagen,

- Straßensinkkästen und Niederschlagswasserabläufe inklusive Anschlusskanal für den Straßeneinlauf öffentlicher Straßen,
Wege und Plätze gemäß § 3 Abs. 2,

- sonstige Anlagenteile, wie Abscheider- oder Versickerungsanlagen, die ausschließlich der Straßenentwässerung dienen,

Fortsetzung auf Seite 7
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- Regenwasserfallleitungen außerhalb des Grundstückes/Gebäudes bis zur Einbindung in die leitungsgebundene Entwässe-
rungsanlage,

- haustechnische Abwasseranlagen, wie z. B. Hebeanlagen bzw. Abwasserpumpstationen, Abscheider, Abwasserrohre in Ge-
bäuden und Dachrinnen,

- Grundstücksentwässerungsanlagen, Grundstückskläranlagen und abflusslose Gruben und

- Anlagen, die der direkten Ableitung des Abwassers eines Grundstückes in ein Gewässer dienen, auch wenn diese weitere
zwischenliegende Grundstücke queren.

(5) Jegliche Eingriffe Dritter in die öffentliche Einrichtung ohne Genehmigung des Zweckverbandes oder seiner Beauftragten sind
untersagt.

Grundstücksbegriff - Grundstückseigentümer

(l) Grundstücke im Sinne dieser Satzung sind abgegrenzte Teile der Erdoberfläche, die im Bestandsverzeichnis eines Grundbuch-
blattes unter einer besonderen Nummer eingetragen sind. In Ausnahmefallen stellen mehrere Grundstücke oder Teile von
Grundstücken im Sinne des Grundbuchrechts ein Grundstück im Sinne dieser Satzung dar, wenn sie wegen tatsächlicher Ge-
ländeverhältnisse nur in dieser Form baulich oder gewerblich nutzbar sind, diese Grundstücke oder Grundstücksteile aneinan-
der angrenzen und die Eigentumsverhältnisse insoweit identisch sind.

(2) Die in dieser Satzung für die Grundstückseigentümer erlassenen Vorschriften gelten auch für Erbbauberechtigte oder ähnlich
zur Nutzung eines Grundstücks dinglich Berechtigte sowie für Inhaber eines dinglichen Nutzungsrechtes im Sinne des Arti-
kels 233 § 4 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch (EGBGB). Von mehreren dinglich Berechtigten ist jeder
berechtigt und verpflichtet; sie haften als Gesamtschuldner. § 2 Abs. 3 des Thüringer Kommunalabgabengesetzes (ThürKAG)
bleibt unberührt.

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Satzung haben die nachstehenden Begriffe folgende Bedeutung:

Abflusslose Gruben sind Anlagen zur Sammlung des gesamten auf dem Grundstück anfallenden Schmutzwassers.
Sie sind Bestandteil der Grundstücksentwässerungsanlage.

Abscheider

Abwasser

Abwasserbeseitigungs-
konzept

Abwassersammelschacht
(bei Druckentwässerungs-
Systemen)

!
I

j Druckentwässerungssysteme

Fäkalschlamm

Freispielgel-
entwässerungssyteme

sind mechanische Vorbehandlungsanlagen, die dem Trennen von Stoffgemischen (Emulsionen,
Suspensionen oder Aerosolen) mit dem Ziel dienen, die vollständige Entfernung eines oder
mehrerer Bestandteile des Stoffgemisches vor Einleitung des Abwassers in die Kanalisation
sicherzustellen. Sie sind Bestandteil der Grundstücksentwässerungsanlage.

ist Schmutzwasser und Niederschlagswasser im Sinne des § 54 Abs. l Wasserhaushaltsgesetz
(WHG - BGB1.1 2009 S.2585).

stellt für das gesamte Verbandsgebiet schriftlich dar, wie das in den Siedlungsgebieten
anfallende Abwasser beseitigt werden soll.

ist ein Schachtbauwerk mit Pumpen- und Steuerungsanlage als Teil der Grundstücksentwässer-
ungsanlage. Im Abwassersammelschacht wird das im freien Gefalle zufließende Schmutz-
fälle zufließende Schmutz- und/oder Niederschlagswasser gesammelt und mittels
Überdruck in die Entwässerungseinrichtung gepumpt

sind Einrichtungen, in die das Schmutz- und/oder das Niederschlagswasser von dem anzuschlie-
ßenden Grundstück miUels hydraulischer oder pneumatischer Einrichtungen
(Druckerzeugungsanlagen), die einen über dem atmosphärischen Druck liegenden Druck
(Überdruck) erzeugen, in den Kanal gepumpt und abgeleitet wird.

ist der Anteil des Schmutzwassers, der in der Grundstückskläranlage zurückgehalten wird und
im Rahmen der öffentlichen Fäkalschlammentsorgung in eine Zentralkläranlage eingeleitet oder
eingebracht wird.

sind Einrichtungen, in die das Schmutz- und/oder das Niederschlagswasser von dem anzu-
schließenden Grundstück mittels Schwerkraft (im freien Gefalle) in den Kanal übernommen und
abgeleitet wird.

I
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i Grundstücksanschluss
j (Anschlusskanal)

Grundstücksentwässerungs-
anlagen

Grundstückskläranlagen
(Kleinkläranlagen)

Hausanschlussschacht
(bei Unterdruck-
entwässerungssystemen)

Kanäle

i Kontrollschacht/
Reinigungsöffnung

! Messschacht

Mischsystem

Mischwasserkanäle

Niederschlagswasser

Regenwasserkanäle

Schmutzwasser

Schmutzwasserkanäle

Trennsystem

Unterdruckentwässerungs-
Systeme
(Vakuumentwässerung)

Versickerungsanlagen

Zentralkläranlagen

ist die Leitung vom Sammelkanal bis zum Kontrollschacht an der Grundstücks-
grenze bzw. soweit kein Kontrollschacht vorhanden ist, die Leitung vom Sammelkanal bis zur
Grundstückgrenze. Bei mehreren hintereinanderliegenden Grundstücken endet der Grund-
stücksanschluss am Schnittpunkt des Anschlusskanals mit der ersten Grundstücksgrenze unab-
hängig davon, ob auch ein oder mehrere hinter dem ersten Grundstück liegende Grundstücke
über diesen Anschlusskanal an die Entwässerungseinrichtung angeschlossen sind.

sind die Einrichtungen eines Grundstücks, die dem Sammeln, Behandeln und Ableiten des
Abwassers dienen, bis einschließlich des Kontrollschachts.

sind Anlagen eines Grundstücks zur Behandlung von Schmutzwasser. Sie sind
Bestandteil der Grundstücksentwässerungsanlage.

ist ein Schachtbauwerk als Teil der Grundstücksentwässerungsanlage mit einem als Vorlage-
behälter sowie Notstauraum dienenden integrierten Sammelraum, der die
Absaugventileinheit beinhaltet. Im Hausanschlussschacht wird das im freien Gefalle zufließen-
de Schmutzwasser gesammelt, um mittels Unterdrück in die Entwässerungseinrichtung über-
nommen und abgeleitet zu werden.

sind Mischwasserkanäle, Schmutzwasserkanäle oder Regenwasserkanäle einschließlich der
Sonderbauwerke.

sind Schachtbauwerke, welche der Überprüfung, Wartung und Reinigung des Grundstück-
anschlusses/ der Grundstücksentwässerungsanlage dienen.

ist eine Einrichtung für die Messung des Abwasserabflusses und für die Entnahme von Abwas-
serproben.

Im Mischsystem werden Schmutz- und Niederschlagswasser gemeinsam gesammelt und fort-
geleitet.

sind zur Aufnahme von Schmutz- und Niederschlagswasser bestimmt.

ist nach § 54 Abs. l S.l Nr. 2 WHG das von Niederschlagen aus dem Bereich von bebauten |
oder befestigten Flächen gesammelt abfließende Wasser, j

sind ausschließlich zur Aufnahme von Niederschlagswasser bestimmt, j

ist nach § 54 Abs. l S.l Nr. l WHG das durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen j
oder sonstigen Gebrauch in seinen Eigenschaften veränderte und das bei Trockenwetter damit
zusammen abfließende Wasser. Als Schmutzwasser gelten nach § 54 Abs. l S. 2 WHG auch
die aus Anlagen zum Behandeln, Lagern und Ablagern von Abfällen austretenden und gesam-
melten Flüssigkeiten. Die Bestimmungen dieser Satzung gelten nicht für Schmutzwasser im
Sinne des § 54 Abs. l Nr. l WHG aus land- oder forstwirtschaftlichen Betrieben oder aus
Gärtnereibetrieben, soweit es in dem Betrieb, in dem es anfällt, verwertet wird.

sind ausschließlich zur Aufnahme von Schmutzwasser bestimmt.

Im Trennsystem werden Schmutz- und Niederschlagswasser getrennt gesammelt und fortgelei-
tet.

sind Einrichtungen, in die das Schmutzwasser von dem anzuschließenden Grundstück mittels
pneumatischer Einrichtungen (Unterdruckerzeugungsanlagen), die einen unter dem
atmosphärischen Druck liegenden Druck (Unterdrück) erzeugen, in den Kanal übernommen
und abgeleitet wird.

sind die den Grundstückskläranlagen nachgeschalteten Anlagen, mit denen das Schmutzwasser
gezielt in das Erdreich bzw. Grundwasser eingeleitet wird und Anlagen, die der Versickerung
von Niederschlagswasser dienen. Sie sind Bestandteil der Grundstücksentwässerungsanlage.

sind Anlagen zur Reinigung des in den Kanälen gesammelten Abwassers, des Fäkalschlamms
aus Grundstückskläranlagen sowie des Schmutzwassers aus abflusslosen Gruben einschließ-
lich der Ableitung zum Gewässer.

I
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Anschlusskanal für den
Straßeneinlauf

Sinkkästen und Nieder-
schlagswasserabläufe

Straßeneinläufe

Straßenentwässerungs-
anschlüsse

ist die Verbindung zwischen dem Kanal und dem Straßeneinlauf(ohne den Straßenentwässer-
ungsanschluss).

sind Bauteile der Straßenentwässerung, die der Sammlung und Ableitung des anfallenden
Niederschlagswassers in den Kanal dienen.

bestehen aus Sinkkästen und Niederschlagswasserabläufen öffentlicher Straßen, Wege und Plät-
ze.

sind die Anschlussstutzen am Kanal.

Anschluss- und Benutzungsrecht

(l) Jeder Grundstückseigentümer kann verlangen, dass sein Grundstück, das durch einen Kanal erschlossen ist, nach Maßgabe
dieser Satzung an die öffentliche Entwässerungseinrichtung angeschlossen wird. Er ist berechtigt, nach Maßgabe des § 16 Ab-
wasser in die leitungsgebundene Entwässerungsanlage einzuleiten. Welche Grundstücke durch einen Kanal erschlossen wer-
den, bestimmt der Zweckverband. Der Grundstückseigentümer kann unbeschadet weitergehender bundes- oder landesgesetzli-
eher Vorschriften nicht verlangen, dass neue Kanäle hergestellt oder bestehende Kanäle geändert werden.

(2) Der Zweckverband kann den Anschluss eines Grundstückes an einen bestehenden Kanal versagen, wenn die Entwässerung j
wegen der Lage des Grundstücks oder aus technischen oder betrieblichen Gründen dem Zweckverband erhebliche Schwierig- j
keiten bereitet oder besondere Maßnahmen erfordert, es sei denn, der Grundstückseigentümer übernimmt die Mehrkosten, die
mit dem Bau und Betrieb zusammenhängen, und leistet auf Verlangen Sicherheit.

(3) Grundstückseigentümer auf deren Grundstück das dort anfallende Schmutzwasser nicht in die leitungsgebundene Entwässe-
rungsanlage mit Zentralkläranlage eingeleitet werden kann, sind zum Anschluss und zur Benutzung der nicht leitungsgebunde-
nen Entwässerungsanlage berechtigt.

(4) Ein Anschluss- und Benutzungsrecht besteht nicht, solange eine Übernahme des Abwassers technisch, aufgrund der Art, Men-
ge oder Zusammensetzung oder wegen des unverhältnismäßig hohen Aufwandes nicht möglich ist.

(5) Ein Anschluss- und Benutzungsrecht besteht nicht, soweit eine Versickerung oder anderweitige Beseitigung von Nieder-
schlagswasser ordnungsgemäß möglich ist. Der Zweckverband kann hierzu Ausnahmen zulassen oder bestimmen, wenn die
Ableitung von Niederschlagswasser aus betriebstechnischen Gründen erforderlich ist.

Anschluss- und Benutzungszwang

(l) Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) sind verpflichtet, bebaute und auch unbebaute Grundstücke, wenn dort Abwasser anfällt,
an die öffentliche Entwässerungseinrichtung anzuschließen (Anschlusszwang). Ein Grundstück gilt als bebaut, wenn auf ihm
bauliche Anlagen, bei deren Benutzung Abwasser anfallen kann, dauernd oder vorübergehend vorhanden sind.

(2) Ein Anschlusszwang besteht nicht, wenn der Anschluss rechtlich oder tatsächlich unmöglich ist.

(3) Ein Anschlusszwang gilt nicht vor Ablauf von 15 Jahren nach Inbetriebnahme einer Grundstückskläranlage, welche die Anfor-
derungen nach Anhang l Buchstabe C Abs. l der Abwasserverordnung (AbwV) vom 17. Juni 2004 (BGB1. S. 1108, 2625) in
der jeweils geltenden Fassung einhalten kann, wenn die Grundstückskläranlage aufgrund einer behördlichen Anordnung errich-
tet wurde oder das Grundstück in Teilen des Entsorgungsgebietes liegt, in denen das Abwasser nicht durch Abwasseranlagen
des Zweckverbandes abgeleitet werden soll.

(4) Von Grundstücken, die an die leitungsgebundene Entwässerungsanlage angeschlossen sind, ist im Umfang des Benutzungs-
rechts alles Schmutzwasser in die öffentliche Entwässerungsanlage einzuleiten.

(5) Für die Ableitung von Niederschlagswasser besteht ein Anschluss- und Benutzungszwang, wenn eine Versickerung oder an-
derweitige Beseitigung ordnungsgemäß nicht möglich ist oder es betriebstechnische Gründe erfordern.

(6) In den im Trennsystem entwässerten Bereichen sind das Schmutz- und das Niederschlagswasser den jeweils dafür bestimmten
öffentlichen Anlagen zuzuführen.

(7) Die zur Benutzung der nicht leitungsgebundenen Entwässerungsanlage Berechtigten sind verpflichtet, für ihre Grundstücke die
nicht leitungsgebundene Entwässerungsanlage zu benutzen (Benutzungszwang). Vor Nutzung ist alles Schmutzwasser der
Grundstückskläranlage bzw. abflusslosen Grube zuzuführen.

(8) Verpflichtet sind die Grundstückseigentümer und alle Benutzer der Grundstücke.

Fortsetzung auf Seite 10
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§6
Befreiung von Anschluss- oder Benutzungszwang

(l) Von der Verpflichtung zum Anschluss oder zur Benutzung wird auf Antrag ganz oder zum Teil befreit, wenn der Anschluss s
oder die Benutzung aus besonderen Gründen auch unter Berücksichtigung der Erfordernisse des Gemeinwohls nicht zumutbar
ist. Der Antrag auf Befreiung ist unter Angabe der Gründe schriftlich beim Zweckverband einzureichen.

(2) Die Befreiung kann befristet unter Bedingungen, Auflagen und Widerrufsvorbehalten erteilt werden.

(l)

Sondervereinbarungen

Ist der Grundstückseigentümer nicht zum Anschluss oder zur Benutzung berechtigt oder verpflichtet, so kann der Zweckver-
band durch Vereinbarung ein besonderes Benutzungsverhältnis begründen.

(2) Für dieses Benutzungsverhältnis gelten die Bestimmungen dieser Satzung und der Beitrags- und Gebührensatzung entspre-
chend. Soweit es sachgerecht ist, kann die Sondervereinbarung auch abweichende Regelungen treffen.

,.§.8 .. i
Grundstücksanschluss ]

I

(l) Die Grundstücksanschlüsse als Bestandteil der leitungsgebundenen Entwässerungsanlage werden von dem Zweckverband
hergestellt, verbessert, erneuert, unterhalten, geändert sowie stillgelegt und beseitigt j

I

(2) Der Zweckverband bestimmt Zahl, Art, Nennweite und Führung der Grundstücksanschlüsse sowie deren Änderung. Er be-
stimmt auch, wo und an welchen Kanal anzuschließen ist. Der Grundstückseigentümer ist vorher zu hören; seine berechtigten
Interessen sind nach Möglichkeit zu wahren.

(3) Sollen bei der Herstellung eines Grundstücksanschlusses von den Bestimmungen des Zweckverbandes abweichende Wünsche
des Grundstückseigentümers berücksichtigt oder der Grundstücksanschluss auf Wunsch oder Veranlassung des Grundstücks-
eigentümers nachträglich geändert, stillgelegt oder beseitigt werden oder sollen zusätzliche Grundstücksanschlüsse errichtet
werden, sind die näheren Einzelheiten, insbesondere der Kostentragung, vorab in einer gesonderten Vereinbarung zu regeln.

(4) Für jedes Grundstück werden grundsätzlich ein Anschluss an einen Mischwasserkanal und zwei Anschlüsse bei einem Trenn-
system (Schmutz- und Regenwasser) hergestellt. Der Zweckverband kann den Anschluss mehrerer Grundstücke (gemeinsame
Grundstücksentwässerungsanlage) an einen gemeinsamen Anschlusskanal zulassen. Diese Ausnahme setzt voraus, dass das
Recht auf Mitbenutzung durch Grunddienstbarkeit gemäß §1018 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) mit schuldrechtlicher Ver-
einbarung über die Regelung zur Unterhaltungspflicht gesichert ist.

(5) Die tatsächliche Anschlussmöglichkeit für ein Grundstück ist regelmäßig dann gegeben, wenn dieses unmittelbar
(gegebenenfalls mit einer zu ihm gehörenden Zuwegung) an ein öffentliches Grundstück mit einer leitungsgebundenen Ent-
wässerungsanlage, die bis in Höhe des anzuschließenden Grundstücks verlegt ist, angrenzt. Ein Grundstück, das über keinen
unmittelbaren Zugang zur leitungsgebundenen Entwässerungsanlage verfügt (Hinterliegergrundstück), ist rechtlich nur dann
an die leitungsgebundene Entwässerungsanlage anschließbar, wenn die Möglichkeit, Abwasser durch die Fremdgrundstücke
zu leiten, dauerhaft gesichert ist. Erforderlich ist dabei eine dingliche Sicherung des Durchleitungsrechts durch eine Grund-
dienstbarkeit. Stehen Vorderlieger- und Hinterliegergrundstück im selben Eigentum, ist beim bebau-
ten Hinterliegergrundstück dieses Recht nur gesichert, wenn im Fall der Veräußerung des Vorderliegergrundstücks an einen
Dritten zulasten des Erwerbers ein Durchleitungsrecht nach Satz 2 gewährt wird oder ein Notleitungsrecht kraft Gesetzes ent-
steht. Der Grundstückseigentümer eines Hinterliegergrundstücks ist verpflichtet, dem Zweckverband die dauerhafte Sicher-
Stellung der tatsächlichen Anschlussmöglichkeit nachzuweisen.

(6) Jeder Grundstückseigentümer, dessen Grundstück an die öffentliche Entwässerungsanlage angeschlossen oder anzuschließen j
ist, muss die Verlegung von Grundstücksanschlüssen, den Einbau von Schächten, Schiebern, Messeinrichtungen und derglei-
chen sowie von Sonderbauwerken zulassen, ferner das Anbringen von Hinweisschildern dulden, soweit diese Maßnahmen für
die ordnungsgemäße Beseitigung des auf seinem Grundstück anfallenden Abwassers erforderlich sind.

Grundstücksentwässerungsanlage

(l) Soweit diese Satzung nichts anderes bestimmt, ist für jedes an die öffentliche Entwässerungseinrichtung angeschlossene bzw.
anzuschließende Grundstück, eine Grundstücksentwässerungsanlage nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik, d.
h. den jeweils geltenden bau- und wasserrechtlichen Vorschriften, sowie den Bestimmungen des Deutschen Normenausschus-
ses (DIN-Normen) bzw. Euro-Normen herzustellen, zu betreiben, zu verbessern, zu erneuern, zu unterhalten, zu ändern, still-
zulegen oder zu beseitigen.
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(2) Die Grundstücksentwässerungsanlage ist mit einer Grundstückskläranlage, einer sonstigen Vorbehandlungsanlage bzw. einer
abflusslosen Grube zu versehen,
a. wenn das Abwasser keiner Zentralkläranlage zugeführt wird oder
b. wenn das Abwasser aus Herkunftsbereichen stammt, für die in der Abwasserverordnung Anforderungen an den Ort des

Anfalls oder vor der Vermischung festgelegt sind, die nur durch eine Vorbehandlung der Abwässer auf dem Grundstück
erfüllt werden können oder

c. wenn Abwasser anfällt, dass aus anderen Gründen in seiner Eigenschaft und Zusammensetzung nicht dem häuslichen
Schmutzwasser entspricht und vor der Einleitung in einen Kanal einer Vorbehandlung auf dem Grundstück bedarf.

Die Grundstückskläranlage bzw. die abflusslose Grube ist auf dem anzuschließenden Grundstück so zu errichten und instand
zu halten, dass die Abfuhr des Fäkalschlamms/häuslichen Schmutzwassers durch Entsorgungsfahrzeuge ungehindert erfolgen
kann. Der Zweckverband kann auf Antrag der Grundstückseigentümer zulassen, dass mehrere Grundstücke eine Abwasservor-
behandlung über eine gemeinsame Grundstückskläranlage vornehmen. § 8 Abs. 4 S. 3 gilt entsprechend. Die Abfuhr des Fä-
kalschlammes aus den Grundstückskläranlagen und des Schmutzwassers aus den abflusslosen Gruben erfolgt durch den
Zweckverband oder durch ein nur vom Zweckverband beauftragtes Entsorgungsunternehmen. ]

(3) Bei einer Entwässerung im Freispiegelentwässerungssystem ist am Ende der Grundstücksentwässerungsanlage auf Kosten des |
Grundstückseigentümers ein Kontrollschacht nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik herzustellen. Wenn das auf-
grund der örtlichen Verhältnisse nicht möglich oder der Einbau eines Kontrollschachts unverhältnismäßig ist, ist eine Reini-
gungsöffnung einzubauen, die geeignet ist, die Unterhaltungsmaßnahmen, wie Reinigung, Inspektion und Dichtheitsprüfung,
durchzuführen. Der Zweckverband kann verlangen, dass anstelle oder zusätzlich zum Kontra llschacht ein Messschacht herzu-
stellen ist. Zugänge zu Kontroll- und Messeinrichtungen sind ständig freizuhalten.

(4) Besteht zum Kanal kein natürliches Gefalle oder ist auf Grund der Ausführung des Kanals als Druckrohrleitung oder Vaku-
umentwässerungsleitung ein Ablauf im freien Gefalle nicht möglich, so kann der Zweckverband vom Grundstückseigentü-
mer den Einbau und Betrieb einer Hebeanlage bzw. einer geeigneten Abwasserpumpstation zur Entwässerung des Grundstü-
ckes bzw. eines für Vakuumentwässerungsleitungen geeigneten Hausanschlussschachtes verlangen, wenn ohne diese Anlage
eine ordnungsgemäße Beseitigung der Abwässer bei einer den allgemein anerkannten Regeln der Technik entsprechenden Pla-
nung und Ausführung des Kanalsystems nicht möglich ist oder mit einem nicht vertretbaren finanziellen Aufwand für den
Zweckverband verbunden ist.

(5) Der Zweckverband kann eine Rückhaltung und/oder zeitliche Abflussverzögerung des Niederschlagswassers auf dem Grund-
stück fordern, wenn die leitungsgebundene Entwässerungsanlage diese Menge nicht aufnehmen kann, erlaubte Niederschlags-
wassermengen überschritten werden, sich Niederschlagswassermengen durch Versiegelungen von Flächen wesentlich ändern
oder baurechtliche bzw. wasserrechtliche Vorgaben dies erfordern. Dies kann mit Vorgaben der Spitzenabflussmengen vom j
Grundstück (in 1/s), als Abflussmenge bezogen auf die Größe der versiegelten Fläche (in 1/s je ha versiegelter Fläche) sowie j
nach sonstigen baurechtlichen Festsetzungen erfolgen. j

(6) Gegen den Rückstau des Abwassers aus der öffentlichen Entwässerungseinrichtung hat sich jeder Grundstückseigentümer
selbst zu schützen. Die Rückstauebene ist die Höhe der Straßenmitte bzw. Geländehöhe an der Anschlussstelle vor dem Grund-!
stück, soweit nicht der Zweckverband nach seinem Ermessen eine andere Festlegung trifft. Die notwendigen Installationen zur
Rückstaus icherung sind Bestandteil der Grundstücksentwässerungsanlage.

(7) Die Grundstücksentwässerungsanlagen sowie Arbeiten daran dürfen nur durch fachlich geeignete Personen oder Unternehmen
errichtet bzw. ausgeführt werden. Unternehmen für Herstellung, baulichen Unterhalt, Sanierung und Prüfung von Grundstück-
entwässerungsanlagen haben dem Zweckverband den Nachweis über die Eignung zu erbringen. Voraussetzungen für die fach-
liche Eignung sind insbesondere

die ausreichende berufliche Qualifikation und Fachkunde der Verantwortlichen technischen Leitung,

die Sachkunde des eingesetzten Personals und dessen nachweisliche Qualifikation für die jeweiligen Arbeiten an Grund-
stücksentwässerungsanlagen,

die Verfügbarkeit der benötigten Werkzeuge, Maschinen und Geräte,
die Verfügbarkeit und Kenntnis der entsprechenden Normen und Vorschriften,
eine interne Qualitätssicherung (Weiterbildung, Kontrollen und Dokumentation).

•

•

•

(8) Entsprechen vorhandene Grundstücksentwässerungsanlagen oder Teile davon nicht oder nicht mehr den jeweils geltenden
Bestimmungen, so hat der Grundstückseigentümer sie entsprechend auf eigene Kosten anzupassen. Der Zweckverband kann
die Anpassung innerhalb einer angemessenen Frist verlangen.

(9) Für Grundstücksentwässerungsanlagen kann der Zweckverband den Nachweis der Dichtheit verlangen.
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§10
Zulassung der Grundstücksentwässerungsanlage

•

^

(l) Bevor die Grundstücksentwässerungsanlage hergestellt oder geändert wird, sind beim Zweckverband auf Anforderung Unter-
lagen einzureichen, mindestens aber:
• Lageplan des zu entwässernden Grundstücks im Maßstab l: 1000,

Grundriss- und Flächenpläne im Maßstab 1:100, aus denen der Verlauf der Leitungen und im Falle des § 9 Abs. 2 die
Grundstückskläranlage bzw. abflusslose Grube und die befestigte Zufahrt für die Fäkalschlammentsorgung ersichtlich sind,
Längsschnitte aller Leitungen mit Darstellung der Entwässerungsgegenstände im Maßstab 1:100, bezogen auf Normalhö-
hennull (NHN), aus denen insbesondere die Gelände- und Kanalsohlenhöhen, die maßgeblichen Kellersohlenhöhen, Quer-
schnitte und Gefalle der Kanäle, Schächte, höchste Grundwasseroberfläche zu ersehen sind,
Angaben über die Zusammensetzung des Abwassers, wenn Gewerbe- und Industrieabwasser oder Abwasser, das in seiner
Beschaffenheit erheblich vom häuslichen Schmutzwasser abweicht, zugeführt werden soll, ferner Angaben über:
- Zahl der Beschäftigten und der ständigen Bewohner auf dem Grundstück, wenn deren Schmutzwasser miterfasst werden

soll,
- Menge und Beschaffenheit des Verarbeitungsmaterials, der Erzeugnisse,
- die abwassererzeugenden Betriebsvorgänge,
- Höchstzufluss und Beschaffenheit des zum Einleiten bestimmten Abwassers,-
- die Zeiten, in denen eingeleitet wird, die Vorbehandlung des Abwassers (Kühlung, Reinigung, Neutralisation, Dekonta-

minierung) mit Bemessungsnachweisen.

Soweit nötig, sind die Angaben zu ergänzen durch den wasserwirtschaftlichen Betriebsplan (Zufluss, Verbrauch, Kreislauf,
Abfluss) und durch Pläne der zur Vorbehandlung beabsichtigten Einrichtungen. Alle Unterlagen sind vom Bauherrn und
Planfertiger zu unterschreiben. Die Pläne haben den beim Zweckverband ausliegenden Planungsmustern zu entsprechen.

• bei notwendiger Abwasservorreinigung Angaben über Art und Bemessung der Grundstückskläranlage / sonstigen Vorbe-
handlungsanlage einschließlich Zulassung.

(2) Der Zweckverband prüft, ob die beabsichtigten Grundstücksentwässerungsanlagen den Bestimmungen dieser Satzung ent-
sprechen. Ist das der Fall, so erteilt der Zweckverband schriftlich seine Zustimmung und gibt eine Fertigung der eingereichten
Unterlagen mit Zustimmungsvermerk zurück. Die Zustimmung kann unter Bedingungen und Auflagen erteilt werden. Ande-
renfalls setzt der Zweckverband dem Bauherrn unter Angabe der Mängel eine angemessene Frist zur Berichtigung. Die geän-
derten Unterlagen sind sodann erneut einzureichen.

(3) Mit der Herstellung oder Änderung der Grundstücksentwässerungsanlagen darf erst nach schriftlicher Zustimmung des
Zweckverbandes begonnen werden. Eine Genehmigungspflicht nach sonstigen, insbesondere nach Straßenbau- und wasser-
rechtlichen Bestimmungen bleibt durch die Zustimmung unberührt.

(4) Von den Bestimmungen der Absätze l bis 3 Satz l kann der Zweckverband Ausnahmen zulassen.

Herstellung und Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlage

(l) Der Grundstückseigentümer hat dem Zweckverband den Beginn des Herstellens, des Änderns, des Ausführens größerer Un-
terhaltungsarbeiten oder des Beseitigens der Grundstücksentwässerungsanlage mindestens drei Tage vorher schriftlich anzu-
zeigen und gleichzeitig das fachlich geeignete Unternehmen bzw. die fachlich geeignete Person zu benennen. MUSS wegen
Gefahr im Verzug mit den Arbeiten sofort begonnen werden, so ist der Beginn innerhalb von 24 Stunden schriftlich anzuzei-
gen.

(2) Der Zweckverband ist berechtigt, die Arbeiten zu überprüfen. Alle Kanäle dürfen nur mit vorheriger Zustimmung des Zweck-
verbandes verdeckt werden. Anderenfalls sind sie auf Anordnung des Zweckverbandes freizulegen. Festgestellte Mängel sind
innerhalb einer vom Zweckverband festzulegenden angemessenen Frist durch den Grundstückseigentümer zu beseitigen. Die
Beseitigung der Mängel ist dem Zweckverband zur Nachprüfung anzuzeigen.

(3) Der Zweckverband kann verlangen, dass die Grundstücksentwässerungsanlage nur mit seiner Zustimmung in Betrieb genom-
men wird. Die Zustimmung kann insbesondere davon abhängig gemacht werden, dass seitens des vom Grundstückseigentü-
mer beauftragten fachlich geeigneten Unternehmens oder der fachlich geeigneten Person eine Bestätigung über die Dichtig-
keit und Funktionsfahigkeit der Anlage vorgelegt wird.

(4) Die Zustimmung nach § 10 Abs. 3 Satz l und die Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlage durch den Zweckverband
befreien den Grundstückseigentümer, den Bauherrn, den ausführenden Unternehmer und den Planer nicht von der Verantwor-
tung für die vorschriftsmäßige und fehlerfreie Planung und Ausführung der Anlage.

I

Fortsetzung auf Seite 13



Zweckvefband Wasier/Abwa«er

Mittleres Elstertal
Zweckverband Wasser/Abwasser Mittleres Eiste rtal Seite 13-15. Oktober 2024

Fortsetzung auf Seite 12

§12^

l) Der Zweckverband ist befugt, die Grundstücksentwässerungsanlage jederzeit zu überprüfen, Abwasserproben zu entnehmen j
und Messungen durchzuführen. Zu diesem Zweck ist dem Zweckverband und seinen Beauftragten, die sich auf Verlangen aus-1
zuweisen haben, ungehindert Zugang zu allen Anlagenteilen zu gewähren und die notwendigen Auskünfte zu erteilen. Der;
Grundstückseigentümer wird davon vorher möglichst verständigt; das gilt nicht für Probeentnahmen und Abwassermessungen. ;

(2)

(3)

(4)

(5)

Das Betretungsrecht gilt ausdrücklich auch für die dem Zweckverband obliegenden Kontrollen der Wartung und des Betriebes
von Grundstückskläranlagen nach § 52 Abs. 2 Thüringer Wassergesetz (ThürWG) vom 28.05.2019, GVB1. S. 74 ff. ^

Der Zweckverband kann vom Betreiber der Grundstücksentwässerungsanlage (i. d. R. der Grundstückseigentümer) eine Zu- j
standserfassung mittels Dichtheitsprüfung (Luft / Wasser) nach DIN 1986-30 verlangen. Hierzu hat er die erforderlichen Nach-
weise mit Bestandsplan, Bildmaterial der optischen Inspektion oder Protokoll der Dichtheitsprüfüng und den Prüfbericht auf j
eigene Kosten vorzuhalten und auf Anforderung dem Zweckverband vorzulegen.

Der Zweckverband kann jederzeit verlangen, dass die vom Grundstückseigentümer zu unterhaltenden Anlagen in einen Zu-
stand gebracht werden, der Störungen anderer Einleiter, Beeinträchtigungen der öffentlichen Entwässerungsanlage und Gewäs-
serverunreinigungen ausschließt. Über die durchgeführten Untersuchungen und über die Mängelbeseitigung ist dem Zweckver-
band eine Bestätigung des damit beauftragten Unternehmers vorzulegen.

'i

(6)

Wird Gewerbe- oder Industrieabwasser oder Abwasser, das in seiner Beschaffenheit oder Menge erheblich von in Haushalten
üblicherweise anfallenden Schmutzwasser abweicht, der öffentlichen Entwässerungseinrichtung zugeführt, kann der Zweck-1
verband den Einbau und den Betrieb von Überwachungseinrichtungen verlangen. Nähere Einzelheiten sowie gesonderte Ein-
leitungsbedingungen kann er gegenüber dem Grundstückseigentümer in einer Sondervereinbarung nach § 16 festlegen.

Die Grundstückseigentümer haben Störungen und Schäden an den Grundstücksanschlüssen, Messschächten, Grundstücksent-1
wässerungsanlagen und Überwachungseinrichtungen unverzüglich dem Zweckverband anzuzeigen und sind verpflichtet, alle j
zur Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlage geforderten Auskünfte zu erteilen und relevante Unterlagen vorzulegen.

(7) Die Verpflichtungen nach den Absätzen l bis 6 gelten auch für die Benutzer der Grundstücke.

Anzeigepflichten

(l) Der Grundstückseigentümer eines an die öffentliche Entwässerungseinrichtung angeschlossenen Grundstücks hat dem Zweck-
verband nachfolgende Veränderungen innerhalb eines Monats nach deren Eintritt schriftlich anzuzeigen:
a) Den Erwerb oder die Veräußerung des Grundstücks; entsprechendes gilt bei Erbbaurecht oder einem sonstigen dinglichen

Nutzungsrecht.
b) Die Inbetriebnahme einer nichtöffentlichen Wasserversorgungsanlage (Eigengewinnungsanlage z. B. in Form eines Haus-

brunnens oder einer Regenwassernutzungsanlage), wenn das hieraus entnommene Wasser in die öffentliche Entwässerungs-
einrichtung eingeleitet wird.

c) Bauliche Änderungen oder sonstige Maßnahmen auf dem Grundstück, die eine Änderung der Eigenschaft oder der Zusam-
mensetzung der anfallenden Abwässer zur Folge hat oder haben könnte.

(2) Maßgebliche Veränderungen des Einleitungsverhaltens und ähnliches sind unverzüglich schriftlich zu melden und auf Verla-
gen zu belegen.

(3) Die Pflicht zur Anzeige gegenüber Dritten (z. B. der zuständigen Bau- und Wasserbehörde) bzw. die Pflicht zur Einholung von
Genehmigungen bleibt hiervon unberührt.

Außerbetriebnahme von Grundstücksentwässerungsanlagen

(l) Abflusslose Gruben, Grundstückskläranlagen, Versickerungsanlagen und Abfluss- bzw. Ablaufleitungen zum Gewässer sind
außer Betrieb zu setzen, sobald ein Grundstück an die leitungsgebundene Entwässerungsanlage mit Anschluss an eine Zentral-
kläranlage angeschlossen ist.

(2) Die Außerbetriebnahme ist nach dem Anschluss des Grundstückes an die leitungsgebundene Entwässerungsanlage und nach
vorheriger schriftlicher Aufforderung durch den Zweckverband durchzuführen. Der Zeitpunkt der Außerbetriebnahme der
Grundstücksentwässerungsanlage ist vom Grundstückseigentümer taggenau zu dokumentieren und dem Zweckverband mit der
Meldung des Zählerstandes des Hauswasserzählers und ggf. der Eigengewinnungs- bzw. Brauchwasseranlage anzuzeigen.
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§15
Beseitigung von Fäkalschlamm und von Schmutzwasser aus abflusslosen Gruben

l) Der Zweckverband oder der von ihm beauftragte Abführunternehmer fährt den in mechanischen bzw. teilbiologischen Grund-
stückskläranlagen gesammelten Fäkalschlamm grundsätzlich einmal pro Jahr ab.

(2) Die Fäkalschlammbeseitigung bei vollbiologischen Grundstückskläranlagen erfolgt einmal jährlich oder bedarfsgerecht nach
den betrieblichen sowie technischen Erfordernissen der jeweiligen Anlage. Auf schriftlichen Antrag kann ein verlängerter
Beseitigungszeitraum von maximal drei Jahren genehmigt werden. Der vollständige Antrag muss dem Zweckverband spätes-
tens vier Wochen nach der ortsüblichen Bekanntmachung des Entsorgungsplanes vorliegen.

(3) Dem Zweckverband und seinen Beauftragten ist ungehindert Zutritt zu der Grundstückskläranlage / abflusslosen Grube zu
gewähren. Die Anlagenverschlüsse bzw. Abdeckungen müssen zum Zwecke des Öffnens und Wiederverschließens funktions-
tüchtig sein.

(4) Der Zweckverband bestimmt den genauen Zeitpunkt, zu dem die Durchführung der Fäkalschlammbeseitigung beabsichtigt ist.
Ein abweichender Anspruch auf Beseitigung besteht insoweit nicht. Die vorgesehenen Abfuhrtermine werden jeweils zum
Anfang eines Jahres auf der Internetseite des Zweckverbandes sowie in den Amtsblättern seiner Verbandsmitglieder veröf-
fentlicht.

(5) Bei Bedarf können zusätzliche Beseitigungstermine beim Zweckverband beantragt werden. Über diesen Antrag wird unter
Berücksichtigung der betrieblichen Erfordernisse der öffentlichen Fäkalschlammbeseitigung entschieden. Etwaige Mehrkos-
ten sind entsprechend der Regelungen der Verwaltungskostensatzung des Zweckverbandes vom Antragsteller zu tragen.

(6) Der entnommene Inhalt geht mit der Abfuhr in das Eigentum des Zweckverbandes über. Der Zweckverband ist nicht ver-
pflichtet, in diesen Stoffen nach verlorenen Gegenständen zu suchen oder suchen zu lassen. Werden darin Wertgegenstände
gefunden, sind sie als Fundsachen zu behandeln.

(7) Sind Fäkalschlämme nicht die Reste von in Haushalten üblicherweise anfallenden Schmutzwässern, kann der Zweckverband
deren Untersuchung nach § 18 verlangen. Fäkalschlamm mit nach § 16 unzulässigen Schadstoffbelastungen ist durch den
Grundstückseigentümer oder Benutzer des Grundstückes vor Abfuhr vorzubehandeln.

(8) Die Absätze l, 2 Satz l und Absätze 3 bis 7 gelten auch für die Beseitigung des Schmutzwassers aus abflusslosen Gruben.

(l)

§16
Verbot des Einleitens, Einleitungsbedingungen

In die öffentliche Entwässerungseinrichtung des Zweckverbandes dürfen Abwasser und sonstige Stoffe nicht eingeleitet oder
eingebracht werden, die
• die öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährden,
• die dort beschäftigten Personen gefährden oder deren Gesundheit beeinträchtigen,
• die öffentliche Entwässerungseinrichtung oder die angeschlossenen Grundstücke gefährden oder beschädigen,
• den Betrieb der Entwässerungseinrichtung erschweren, behindern oder beeinträchtigen,
• die Klärschlammbehandlung, -beseitigung oder -Verwertung beeinträchtigen,
• die Abwasserreinigungsprozesse in der Entwässerungseinrichtung so erheblich stören, dass dadurch die Anforderungen der

wasserrechtlichen Einleitungserlaubnis nicht eingehalten werden können oder
• sich sonst schädlich auf die Umwelt, insbesondere die Gewässer, auswirken.

(2) Dieses Verbot gilt insbesondere für:
l. feuergefährliche oder zerknallfähige Stoffe, wie Benzin, Benzol, Öl,
2. infektiöse Stoffe,
3. radioaktive Stoffe,
4. Farbstoffe, soweit sie zu einer deutlichen Verfärbung des Abwassers in der Zentralkläranlage oder des Gewässers führen,

Lösemittel,
5. Abwasser und andere Stoffe, die schädliche Ausdünstungen, Gase oder Dämpfe verbreiten können,
6. Grund-, Drainage und Quellwasser,
7. feste Stoffe, auch in zerkleinerter Form, wie Schutt, Asche, Sand, Kies, Faserstoffe, Zement, Kunstharze, Teer, Pappe,

Dung, Küchenabfälle, Schlachtabfälle, Treber, Hefe, flüssige Stoffe, die erhärten,
8. Räumgut aus Leichtstoff- und Fettabscheidern, Jauche, Gülle, Abwasser aus Dunggruben und Tierhaltungen, Silagegärsafl:,

Blut aus Schlächtereien, Molke,
9. Absetzgut, Schlämme und Suspensionen aus Vorbehandlungsanlagen, Räumgut aus Grundstückskläranlagen, abflusslosen

Gruben, Sickerschächten, Schlammfängen, unbeschadet der Regelungen zur Beseitigung der Fäkalschlämme,
10.Medikamente und pharmazeutische Produkte sowie nicht desinfiziertes Abwasser aus Infektionsbereichen von Kranken-

häusern und medizinischen Instituten,
11.1nhalte von Chemietoiletten, soweit dieses nicht im Einzelfall auf schriftlichen Antrag durch den Zweckverband zugelassen

worden ist,
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12. Abwasser aus Bohrungen zur Gewinnung von Erdwärme, soweit dieses nicht im Einzelfall auf schriftlichen Antrag durch i
den Zweckverband zugelassen worden ist,

13. flüssige Stoffe, die kein Abwasser sind (§ 55 Abs. 3 WHG), soweit diese nicht im Einzelfall auf schriftlichen Antrag durch j
den Zweckverband zugelassen worden sind,

14.Einweg-Waschlappen, Einwegwischtücher, sonstige Feuchttücher und sonstige feste Hygieneartikel, die sich nicht zerset-
zen ^,.^._ ,.

15.8toffe oder Stoffgruppen, die wegen der Besorgnis einer Giftigkeit, Langlebigkeit, Anreicherungsfähigkeit oder einer
krebserzeugenden, fruchtschädigenden oder erbgutverändernden Wirkung als gefährlich zu bewerten sind, wie Schwerme-
talle. Cyanide, halogenierte Kohlenwasserstoffe, Polycyclische Aromaten, Phenole.

Ausgenommen sind
a) unvermeidbare Spuren solcher Stoffe im Abwasser in der Art und in der Menge, wie sie auch im Abwasser aus Haus-

halten üblicherweise anzutreffen sind,
b) Stoffe, die nicht vermieden oder in einer Vorbehandlungsanlage zurückgehalten werden können und deren Einleitung

der Zweckverband gegenüber dem einzelnen Grundstückseigentümer durch gesonderten Bescheid oder im Rahmen
einer Sondervereinbarung zugelassen hat,

c) Stoffe, die aufgrund einer Genehmigung nach §58 WHG eingeleitet werden, soweit der Zweckverband keine Einwen-
düngen erhebt.

16. Industrielles Abwasser:
von dem zu erwarten ist, dass es auch nach der Behandlung in der Zentralkläranlage nicht den Anforderungen nach
§57 WHG entsprechen wird,
das wärmer als + 35 Grad C ist,
das einen pH-Wert von unter 6,5 oder über 10,0 aufweist,
das aufschwimmende Öle und Fette aufweist,
das als Kühlwasser benutzt worden ist, soweit dieses nicht im Einzelfall auf schriftlichen Antrag durch den Zweckver-
band zugelassen worden ist.

(3) Der Zweckverband kann durch Verwaltungsakt oder durch Sondervereinbarung das Einleiten von Abwasser besonderer Art
und Menge ausschließen oder von besonderen Voraussetzungen abhängig machen, soweit dies zum Schutz des Betriebsperso-
nals, der Entwässerungseinrichtung oder zur Erfüllung der für den Betrieb der öffentlichen Entwässerungseinrichtung gelten-
den Vorschriften, insbesondere der Bedingungen und Auflagen des dem Zweckverband erteilten wasserrechtlichen Bescheides
erforderlich ist.

(4) Der Zweckverband kann die Einleitungsbedingungen neu festlegen, wenn die Einleitung von Abwasser in die öffentliche Ent-
wässerungseinrichtung nicht nur vorübergehend nach Art oder Menge wesentlich geändert wird oder wenn sich die für den
Betrieb der öffentlichen Entwässerungseinrichtung geltenden Gesetze oder Bescheide ändern. Er kann Fristen festlegen, inner-
halb derer die zur Erfüllung der geänderten Anforderungen notwendigen Maßnahmen durchgeführt werden müssen.

(5) Der Zweckverband kann die Einleitung von Stoffen im Sinne der Absätze l und 2 zulassen, wenn der Einleiter Vorkehrungen
trifft, durch die die Stoffe ihre gefährdende oder schädigende oder den Betrieb der öffentlichen Entwässerungseinrichtung er-
schwerende Wirkung verlieren. In diesem Fall ist dem Zweckverband ein entsprechender Nachweis nebst Plänen in doppelter
Ausfertigung vorzulegen. Der Zweckverband kann die Einleitung der Stoffe zulassen, erforderlichenfalls nach Anhörung des
vom Zweckverband bestellten Gewässerschutzbeauftragten. I

(6) Wenn Stoffe im Sinne des Abs. l in eine Grundstücksentwässerungsanlage oder in die öffentliche Entwässerungseinrichtung
gelangen, ist dies dem Zweckverband sofort anzuzeigen. Neben dem Grundstückseigentümer ist auch der Benutzer eines
Grundstücks mit der betroffenen Grundstücksentwässerungsanlage hierzu verpflichtet.

Abscheider

(l) Sofern mit dem Abwasser Leichtflüssigkeiten, wie z. B. Benzin, Benzol, Öle oder Fette mit abgeschwemmt werden können, ist
das Abwasser über in die Grundstücksentwässerungsanlage eingebaute Leichtflüssigkeits- bzw. Fettabscheider abzuleiten.

(2) Die Abscheider sind nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik zu errichten, zu betreiben und regelmäßig zu warten.
Der Zweckverband kann den Nachweis der ordnungsgemäßen Eigenkontrolle, Wartung, Entleerung und Generalinspektion
verlangen. Das Abscheidegut ist schadlos zu entsorgen.

Untersuchung des Abwassers

(l) Der Zweckverband kann über Art und Menge des eingeleiteten oder einzuleitenden Abwassers Aufschluss verlangen. Bevor
erstmalig Abwasser eingeleitet wird oder wenn Art oder Menge des eingeleiteten Abwassers geändert werden, ist dem Zweck-
verband auf Verlangen nachzuweisen, dass das Abwasser keine Stoffe enthält, die unter das Verbot des § 16 fallen.
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(2) Der Zweckverband kann eingeleitetes Abwasser jederzeit, auch periodisch untersuchen lassen. Wird ein Verstoß gegen die Einleitbedingun-
gen nach § 16 festgestellt, so hat der Grundstückseigentümer die Kosten der Untersuchung zu tragen. Die nach § 12 Abs. 5 eingebauten
Uberwachungseinrichtungen müssen ordnungsgemäß betrieben und die Messergebnisse vorgelegt werden.

I

(3) Der Zweckverband, die von ihm Beauftragten und die Bediensteten der für die Gewässeraufsicht zuständigen Behörden können die anzu-
schließenden oder die angeschlossenen Grundstücke betreten, wenn dies zur Durchführung der in den Absätzen l und 2 vorgesehenen Maß-
nahmen erforderlich ist.

§19
Haftung

(l) Der Zweckverband haftet für Schäden, die sich aus dem Benutzen der öffentlichen Entwässerungsanlage ergeben nur dann, wenn einer
Person, deren sich der Zweckverband zur Erfüllung seiner Verpflichtungen bedient, Vorsatz oder Fahrlässigkeit zur Last fällt.

(2) Der Zweckverband haftet unbeschadet des Absatzes l nicht für Schäden, die auf solchen Betriebsstörungen beruhen, die sich auch bei ord-
nungsgemäßer Planung, Ausführung und Unterhaitung der Entwässerungseinrichtung nicht vermeiden lassen. Satz l gilt insbesondere auch
für Schäden, die durch Rückstau hervorgerufen werden.

(3) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haben für die ordnungsgemäße Benutzung der öffentlichen Entwässerungseinrichtung ein-
schließlich des Grundstücksanschlusses zu sorgen.

(4) Wer den Vorschriften dieser Satzung oder einer Sondervereinbarung oder einem Verwaltungsakt nach § 16 zuwiderhandelt, haftet dem
Zweckverband für alle ihm dadurch entstehenden Schäden und Nachteile. Dasselbe gilt filr Schäden und Nachteile, die durch den mangel-
haften Zustand der Grundstücksentwässerungsanlage verursacht werden. Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner, j

§20
Grundstücksbenutzung

(l) Der Grundstückseigentümer hat das Anbringen und Verlegen von Leitungen einschließlich Zubehör zur Ableitung von Abwasser, wie z. B.
Hinweisschilder, über sein im Entsorgungsgebiet liegendes Grundstück sowie sonstige Schutzmaßnahmen unentgeltlich zuzulassen, wenn
und soweit diese Maßnahmen für die örtliche Abwasserbeseitigung erforderlich sind. Diese Pflicht betrifft nur Grundstücke, die an die öf-
fentliche Entwässerungseinrichtung angeschlossen oder anzuschließen sind, die vom Grundstückseigentümer im wirtschaftlichen Zusam-
menhang mit einem angeschlossenen oder zum Anschluss vorgesehenen Grundstück genutzt werden oder für die die Möglichkeit der örtli-
chen Abwasserbeseitigung sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist. Die Verpflichtung entfällt, soweit die Inanspruchnahme der Grundstücke den
Grundstückseigentümer in unzumutbarer Weise belasten würde.

j
(2) Der Grundstückseigentümer ist rechtzeitig über Art und Umfang der beabsichtigten Inanspruchnahme seines Grundstückes zu benachrichti-

gen.

(3) Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung der Einrichtungen verlangen, wenn sie an der bisherigen Stelle für ihn nicht mehr zumutbar
sind. Die Kosten der Verlegung hat der Zweckverband zu tragen, soweit die Einrichtung nicht ausschließlich der Abwasserbeseitigung des
Grundstückes dient. Ausgenommen sind Einrichtungen die vor dem 03.10.1990 errichtet wurden. Hierfür gelten die Bedingungen des Be-
standsschutzes, geregelt im Gesetz zur Vereinfachung und Beschleunigung registerrechtlicher und anderer Verfahren
(Registerverfahrensbeschleunigungsgesetz - RegVBG BGBI. Teil I 1993 Seite 2 ff. vom 20 12 1993) und m der Verordnung zur Djirch-
flihrung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (SachenR - DV, BGBI. Teil I
1994, Seite 3900 ff. vom 20.12.1994).

(4) Die Absätze l bis 3 gelten nicht für öffentliche Verkehrswege und Verkehrsflächen sowie für Grundstücke, die durch Planfeststellung für
den Bau von öffentlichen Verkehrswegen und Verkehrsüächen bestimmt sind.

Ordnungswidrigkeiten

Gemäß § 19 Abs. l S. 4 und 5 ThürK.0 in Verbindung mit § 23 Abs. l Satz l und Abs. 2 ThürKGG kann nach dieser Bestimmung
mit Geldbuße bis zu 5.000 Euro belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig

l. den Vorschriften über den Anschluss- und Benutzungszwang (§ 5) zuwiderhandelt,
2. entgegen § 9 Absatz l oder Absatz 8 die Anpassung nicht oder nicht in der vorgeschriebenen Frist vornimmt,
3. eine der in § 10 Abs. l, § 11 Abs. l, § 12 Abs. 3, 4, 6, 7, § 13 Abs. l und Abs. 2, § 16 Abs. 6 oder § 18 Abs. l festgelegten

oder hierauf gestützten Anzeige-, Auskunfts-, Melde-, Nachweis- oder Vorlagefristen verletzt,
4. die gemäß § 12 Abs. 5 vorgeschriebenen Überwachungseinrichtungen nicht einbaut oder betreibt,
5. entgegen § 10 Abs. 3 S. 1 vor Zustimmung des Zweckverbandes mit der Herstellung oder Änderung der Grundstücksent-

wässerungsanlage beginnt,
6. entgegen den Vorschriften des § 16 Abwässer oder sonstige Stoffe in die öffentliche Entwässerungseinrichtung einleitet

oder einbringt,
7. die Vorschrift des § l Abs. 5 verletzt.
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§22
Anordnungen für den Einzelfall, Zwangsmittel
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(l) Der Zweckverband kann zur Erfüllung der nach dieser Satzung bestehenden Verpflichtungen, Anordnungen für den Einzelfall
erlassen.

(2) Für die Erzwingung der in dieser Satzung vorgeschriebenen Handlungen, eines Duldens oder Unterlassens gelten die Vor-
Schriften des Thüringer Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes.

DIN-Normen

DIN-Normen, auf die in dieser Satzung verwiesen wird, sind bei der Beuth Verlag GmbH, Berlin, erschienen und beim Deutschen
Patentamt in München archivmäßig gesichert hinterlegt.

Inkrafttreten

Die Satzung tritt zum 01.01.2025 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Entwässerungssatzung vom 05.07.2004 in der Fassung vom
16.04.2019 außer Kraft.

ausgefertigt am: j
Geraden 10.10.2024

Dietrich Heiland
Verbandsvorsitzender

Verstöße wegen der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die nicht die Ausfertigung und diese Bekanntmachung betreffen, können
gegenüber dem Zweckverband Wasser/Abwasser Mittleres Elstertal geltend gemacht werden. Sie sind schriftlich unter Angabe der Gründe gel-
tend zu machen.

Werden solche Verstöße nicht innerhalb einer Frist von l Jahr nach Bekanntmachung geltend gemacht, so sind diese Verstöße unbeachtlich.

11. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung zur Wasserbenutzungssatzung des Zweckverbandes
Wasser/Abwasser Mittleres Elstertal (GS-WBS)

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Wasser/Abwasser Mittleres Elstertal hat auf Grund des § 19 Abs. l Thüringer
Kommunalordnung (ThürKO) i. V. m. §§ 20, 23 des Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit (ThürKGG) i. V. m. §§2,
12, 14 Thüringer Kommunalabgabengesetz (ThürKAG) die folgende Satzung zur Änderung der Gebührensatzung zur Wasserbe-
nutzungssatzung beschlossen:

Artikel l

Die Gebührensatzung zur Wasserbenutzungssatzung des Zweckverbandes Wasser/Abwasser Mittleres Elstertal vom 25.06.2002 in
der Fassung vom 29.11.2022 wird wie folgt geändert:

§ 5 Abs. 2 wird geändert und erhält folgende Fassung:

Verbrauchsgebühr

(2) Der Wasserverbrauch wird durch Wasserzähler festgehalten. Nach Aufforderung durch den Zweckverband ist der Wasserzähl-
erstand durch den Grundstückseigentümer innerhalb von drei Wochen an den Zweckverband zu melden. Der Zeitpunkt der
Verbrauchserfassung durch Ablesung kann bis zu 30 Tage vom jeweiligen Beginn und Ende des Abrechnungszeitraumes ab-
weichen. Der Wasserverbrauch kann vom Zweckverband geschätzt werden, wenn
l. ein Wasserzähler nicht vorhanden ist oder
2. der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Ablesung nicht ermöglicht wird oder
3. die auf Verlangen des Zweckverbandes vom Gebührenschuldner vorzunehmende Ablesung des Wasserzählers nicht oder

nicht rechtzeitig durchgeführt wird oder
4. sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass das gemeldete Ergebnis der Ablesung gemäß Nr. 3 offensichtlich unzu-

treffend ist oder
5. sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass der Wasserzähler den wirklichen Wasserverbrauch nicht angibt.

i
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§ 8 wird geändert und erhält folgende Fassung:
§8

Abrechnung, Fälligkeit bis 31.12.2024

(l) Bis zum 31.12.2024 entstehende Grund- und Verbrauchsgebühren werden jährlich abgerechnet, wobei Erhebungszeitraum
das Abrechnungsjahr ist. Das Abrechnungsjahr ist der Zeitraum zwischen zwei Ablesungen des Wasserzählers oder Schät-
zungen des Wasserverbrauchs.

(2) Die Grund- und Verbrauchsgebühren werden zwei Wochen nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig.

r
Nach § 8 wird folgender § 8a neu eingefügt:

§ Sa
Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung ab 01.01.2025

(l) Ab dem 01.01.2025 entstehende Grund- und Verbrauchsgebühren werden jährlich abgerechnet, wobei Erhebungszeitraum
das Kalenderjahr ist.

(2) Ab dem 01.01.2025 entstehende Grund- und Verbrauchsgebühren werden zwei Wochen nach Bekanntgabe des Gebührenbe-
scheides fällig.

(3) Ab dem 01.01.2025 werden auf die Gebührenschuld eines jeden Kalenderjahres Vorauszahlungen erhoben, die auf Grundlage
der ermittelten bzw. geschätzten Vorjahresabrechnungen errechnet und in 10 gleiche auf volle Eure gerundete Monatsbeträge
aufgeteilt werden. Die Vorauszahlungen sind von März bis Dezember des laufenden Jahres jeweils zum 15. des Monats fäl-
lig. Fehlt eine Vorjahresabrechnung oder ist die Abrechnung nur für einen Teil des Vorjahres erfolgt, setzt der Verband die
Höhe der Vorauszahlungen unter Schätzung der voraussichtlichen Jahresgesamtgebühr fest.

Artikel 2

Diese Satzung tritt am 01.01.2025 in Kraft.

ausgefertigt am:
Geraden 10.10.2024
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Dietrich Heiland
Verbandsvorsitzender

Verstöße wegen der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriflten, die nicht die Ausfertigung und diese Bekanntmachung betreffen, können
gegenüber dem Zweckverband Wasser/Abwasser Mittleres Elstertal geltend gemacht werden. Sie sind schriftlich unter Angabe der Gründe gel-
tend zu machen.

Werden solche Verstöße nicht innerhalb einer Frist von l Jahr nach Bekanntmachung geltend gemacht, so sind diese Verstöße unbeachtlich.

7. Satzung zur Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung des Zweckverbandes
Wasser/Abwasser Mittleres Elstertal

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Wasser/Abwasser Mittleres Elstertal hat auf Grund des § 19 Abs. l Thüringer
Kommunalordnung (ThürKO) i. V. m. §§ 20, 23 des Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit (ThürKGG) i. V. m. §§ 2,
7, 7b, 12, 14, 2 la Abs. 4 Thüringer Kommunalabgabengesetz (ThürKAG) die folgende Satzung zur Änderung der Beitrags- und
Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung beschlossen:

Artikel l

Die Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung des Zweckverbandes Wasser/Abwasser Mittleres Elstertal vom j
11.10.2007 in der Fassung vom 29.11.2022 wird wie folgt geändert: |

§ 5 Abs. 2 Buchst. bb) wird geändert und erhält folgende Fassung: |

Beitragsmaßstab

bb) die sich vom Innenbereich über die Grenzen des Bebauungszusammenhanges hinaus in den Außenbereich erstrecken

l. soweit sie an eine Erschließungsanlage angrenzen, die Fläche zwischen der gemeinsamen Grenze der Grundstücke mit der
Erschließungsanlage und einer der ortsüblichen Bebauung entsprechenden Grundstückstiefe (Tiefenbegrenzung); Grund-
stücksteile, die lediglich die wegemäßige Verbindung zur Erschließungsanlage herstellen, bleiben bei der Bestimmung der J
Grundstückstiefe unberücksichtigt. Diese beträgt in den Mitgliedsgemeinden:

Fortsetzung auf Seite 19
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Stadt Weida, Gemeinden Crimla, Saara, Schwaara: 30 m

Gemeinden Hartmannsdorf, Hohenölsen, Schömberg,
Brahmenau, Reichstädt, Kauern, Heuckewalde: 35 m

Gemeinde Kraftsdorf: 40 m

Stadt Gera, Gemeinden Harth-Pöllnitz, Hundhaupten: 45 m

Städte Bad Köstritz, Ronneburg,
Berga-Wünschendorf (Ortsteil Wünschendorf),
Gemeinden Caaschwitz, Teichwitz,
Bethenhausen, Pölzig, Paitzdorf: 50 m

Gemeinden Großenstein, Linda, Rückersdorf: 60 m

Gemeinden Korbußen, Seelingstädt: 70 m

2. soweit sie nicht an eine Erschließungsanlage angrenzen, die Fläche zwischen der Grundstücksgrenze, die der Erschlie-
ßungsanlage zugewandt ist und einer der

ortsüblichen Bebauung entsprechenden Grundstückstiefe (Tiefenbegrenzung). Diese beträgt in den Mitgliedsgemeinden:
Stadt We ida, Gemeinden Crimla, Saara, Schwaara: 30 m

Gemeinden Hartmannsdorf, Hohenölsen, Schömberg,
Brahmenau, Reichstädt, Kauern, Heuckewalde: 35 m

Gemeinde Kraftsdorf: 40 m

Stadt Gera, Gemeinden Harth-Pöllnitz, Hundhaupten: 45 m

Städte Bad Köstritz, Ronneburg,
Berga-Wünschendorf (Ortsteil Wünschendorf),
Gemeinden Caaschwitz,Teichwitz, Bethenhausen,
Pölzig, Paitzdorf: 50 m

Gemeinden Großenstein, Linda, Rückersdorf: 60 m

Gemeinden Korbußen, Seelingstädt: 70 m

Überschreitet die beitragsrechtlich relevante tatsächliche Nutzung die Abstände nach den Ziffern l. und 2., so fallt die Li-
nie zusammen mit der hinteren Grenze der tatsächlichen Nutzung.

In den nicht aufgeführten Kommunen bilden Klarstellungssatzungen die Grundlage zur Abgrenzung des Innen- und Au-
ßenbereiches. Werden in den o. g. Kommunen vor Eintritt des Beitragstatbestandes Klarstellungssatzungen in Kraft ge-
setzt, so sind diese maßgebend.

§11 Abs. l wird geändert und erhält folgende Fassung:

Grundgebühr

(l) Die Grundgebühr wird bei angeschlossenen Grundstücken im Mischsystem nach dem Nenndurchfluss des Mischwasseran-
schlusskanals und im Trennsystem nach dem Nenndurchfluss des Schmutzwasseranschlusskanals berechnet.
Befinden sich auf einem Grundstück mehrere Mischwasser- bzw. Schmutzwasseranschlusskanäle, so wird die Grundgebühr
nach dem Nenndurchfluss für jeden einzelnen Anschlusskanal berechnet. Bei Anschlusskanälen, die von mehreren Grundstü-
cken genutzt werden (gemeinsame Grundstücksentwässerungsanlagen), wird die Grundgebühr für alle angeschlossenen
Grundstücke nur einmal erhoben.

Fortsetzung auf Seite 20
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I § 12 Abs. 2 wird geändert und erhält folgende Fassung:

j Einleitungsgebühr

I (2) Als Schmutzwassermenge gelten die dem Grundstück aus der Wasserversorgungsanlage und aus der Eigengewinnungsanla-
ge zugeführten Wassermengen, abzüglich der nachweislich auf dem Grundstück verbrauchten oder zurückgehaltenen Was-
sermengen.
Die aus der Wasserversorgungsanlage entnommenen Wassermengen werden durch Wasserzähler ermittelt. Nach Aufforde-
rung durch den Zweckverband ist der Wasserzählerstand durch den Grundstückseigentümer innerhalb von drei Wochen an
den Zweckverband zu melden. Der Zeitpunkt der Mengenerfassung durch Ablesung kann bis zu 30 Tage vom jeweiligen
Beginn und Ende des Abrechnungszeitraumes abweichen. Die Wassermenge kann vom Zweckverband geschätzt werden,
wenn

l. ein Wasserzähler nicht vorhanden ist oder
2. der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Ablesung nicht ermöglicht wird oder
3. die auf Verlangen des Zweckverbandes vom Gebührenschuldner vorzunehmende Ablesung des Wasserzählers nicht oder j
nicht rechtzeitig durchgeführt wird oder j

4. sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass das gemeldete Ergebnis der Ablesung gemäß Nr. 3 offensichtlich unzu-
treffend ist oder i

5. sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass der Wasserzähler den wirklichen Wasserverbrauch nicht angibt. |
I

Bei Wohngrundstücken ohne vorhandene Messeinrichtung an der Eigengewinnungsanlage werden als Schmutzwassermenge i
pauschal 29 m3 / Jahr und Einwohner als Ausgangswert angesetzt. Bei nicht wohnlich genutzten Grundstücken ohne vorhan- j
dene Messeinrichtung an der Eigengewinnungsanlage wird die Schmutzwassermenge unter Berücksichtigung der Umstände j
geschätzt. Es steht dem Gebührenpflichtigen frei, den Nachweis eines niedrigeren Wasserverbrauchs zu führen. Es steht j
dem Zweckverband frei, den Nachweis eines höheren Wasserverbrauchs zu führen. Der Nachweis der verbrauchten und der J
zurückgehaltenen Wassermengen obliegt dem Gebührenpflichtigen und ist grundsätzlich durch geeichte Wasserzähler zu j
führen, die der Gebührenpflichtige auf seine Kosten zu installieren hat. Bei landwirtschaftlichen Betrieben mit Großviehhal-1
tung gilt für jedes Stück Großvieh eine Wassermenge von 15 m3/Jahr als nachgewiesen. Maßgebend ist die im Vorjahr j
durchschnittlich gehaltene Viehzahl, die durch die zuständige Landwirtschaftsbehörde bestätigt sein muss. j

§ 17 wird geändert und erhält folgende Fassung:

§17
Abrechnung, Fälligkeit bis 31.12.2024

(l) Bis zum 31.12.2024 entstehende Einleitungs- und Grundgebühren werden jährlich und die Beseitigungsgebühr nach Abfuhr
abgerechnet, wobei Erhebungszeitraum das Abrechnungsjahr ist. Das Abrechnungsjahr ist der Zeitraum zwischen zwei Ab-
lesungen des Wasserzählers oder Schätzungen des Wasserverbrauchs.

(2) Einleitungs-, Grund- und Beseitigungsgebühren werden zwei Wochen nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig.

l Nach § 17 wird folgender § 17a neu eingefügt:

§17a
Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung ab 01.01.2025

(l) Ab dem 01.01.2025 entstehende Einleitungs- und Grundgebühren werden jährlich und die Beseitigungsgebühr nach Abfuhr
abgerechnet, wobei Erhebungszeitraum das Kalenderjahr ist.

(2) Entstehende Einleitungs-, Grund- und Beseitigungsgebühren werden zwei Wochen nach Bekanntgabe des Gebührenbeschei-
des fällig.

(3) Ab dem 01.01.2025 werden auf die nach Ablauf des Erhebungszeitraumes festzusetzende Gebühr Vorauszahlungen erho-
ben, die auf Grundlage der ermittelten bzw. geschätzten Vorjahresabrechnungen errechnet und in 10 gleiche auf volle Euro
gerundete Monatsbeträge aufgeteilt werden. Die Vorauszahlungen sind von März bis Dezember des laufenden Jahres je-
weils zum 15. des Monats fällig. Fehlt eine Vorjahresabrechnung oder ist die Abrechnung nur für einen Teil des Vorjahres
erfolgt, setzt der Verband die Höhe der Vorauszahlungen unter Schätzung der voraussichtlichen Jahresgesamtgebühr fest.

Artikel 2

Diese Satzung tritt am 01.01.2025 in Kraft.

ausgefertigt am:
Gera, den 10.10.2024

Dietrich Heiland
Verbandsvorsitzender

^WNG^\ 0
^- ^a

s- l
s-

?

^ ^~~



A
M

Zweckverband Waiser/Abwi

Mittleres Elstertal

Zweckverband Wasser/Abwasser Mittleres Elstertal Seite 21-15. Oktober 2024

Fortsetzung von Seite 20 ..—.——..„-,.. .-..-.,..—.—..„.„„..„—.-...—..„„-..„..—.,—..„.....-.-..-,„—

Verstöße wegen der Verletzung von Verfahrens- und Formvprschriften, die nicht die Ausfertigung und diese Bekanntmachung betreffen, können
gegenüber dem Zweckverband Wasser/Abwasser Mittleres Elstertal geltend gemacht werden. Sie sind schriftlich unter Angabe der Gründe gel-
tend zu machen.

Werden solche Verstöße nicht innerhalb einer Frist von l Jahr nach Bekanntmachung geltend gemacht, so sind diese Verstöße unbeachtlich.

6. Satzung zur Änderung der Satzung für die Erhebung einer Kommunalabgabe zur Abwälzung der Abwasser-
abgäbe für Kleineinleiter des Zweckverbandes Wasser/Abwasser Mittleres Elstertal

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Wasser/Abwasser Mittleres Elstertal hat auf Grund des § 19 Abs. l Thüringer
Kommunalordnung (ThürKO) i. V. m. §§ 20, 23 des Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit (ThürKGG) i. V. m. §8J
Abs. l des Thüringer Ausführungsgesetzes zum Abwasserabgabengesetz (Thüringer Abwasserabgabengesetz -ThürAbwAG-) i. V.
m. § 2 des Thüringer Kommunalabgabengesetzes (ThürKAG) die folgende Satzung zur Änderung der Satzung für die Erhebung
einer Kommunalabgabe zur Abwälzung der Abwasserabgabe für Kleineinleiter beschlossen:

Artikel l

Die Satzung für die Erhebung einer Kommunalabgabe zur Abwälzung der Abwasserabgabe für Kleineinleiter des Zweckverbandes
Wasser/Abwasser Mittleres Elstertal vom 09.05.2008 in der Fassung vom 29.11 .2022 wird wie folgt geändert:

§ 4 wird geändert und erhält folgende Fassung:

§4
Abgabemaßstab

I

Die Kommunalabgabe wird nach Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen nach der Menge der Schmutzwässer berechnet, die
auf dem jeweiligen Grundstück anfallen. Als Schmutzwassermenge gelten die dem Grundstück aus der Wasserversorgungsanlage
und aus der Eigengewinnungsanlage zugeführten Wassermengen, abzüglich der nachweislich auf dem Grundstück verbrauchten
oder zurückgehaltenen Wassermengen. j

I Die aus der Wasserversorgungsanlage entnommenen Wassermengen werden durch Wasserzähler ermittelt. Nach Aufforderung |
durch den Zweckverband ist der Wasserzählerstand durch den Grundstückseigentümer innerhalb von drei Wochen an den Zweck-
j verband zu melden. Der Zeitpunkt der Mengenerfassung durch Ablesung kann bis zu 30 Tage vom jeweiligen Beginn und Ende des
Abrechnungszeitraumes abweichen. Die Wassermenge kann vom Zweckverband geschätzt werden, wenn j

l. ein Wasserzähler nicht vorhanden ist oder
2. der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Ablesung nicht ermöglicht wird oder
3. die auf Verlangen des Zweckverbandes vom Gebührenschuldner vorzunehmende Ablesung des Wasserzählers nicht oder

nicht rechtzeitig durchgeführt wird oder
4. sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass das gemeldete Ergebnis der Ablesung gemäß Nr. 3 offensichtlich unzutref-

fend ist oder
5. sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass der Wasserzähler den wirklichen

Wasserverbrauch nicht angibt.

Bei Wohngrundstücken ohne vorhandene Messeinrichtung an der Eigengewinnungsanlage werden als Schmutzwassermenge pau-
schal 29 m3 / Jahr und Einwohner als Ausgangswert angesetzt. Bei nicht wohnlich genutzten Grundstücken ohne vorhandene Mess-
einrichtung an der Eigengewinnungsanlage wird die Schmutzwassermenge unter Berücksichtigung der Umstände geschätzt. Es
steht dem Gebührenpflichtigen frei, den Nachweis eines niedrigeren Wasserverbrauchs zu führen. Es steht dem Zweckverband frei,
den Nachweis eines höheren Wasserverbrauchs zu führen. Der Nachweis der verbrauchten und der zurückgehaltenen

Wassermengen obliegt dem Gebührenpflichtigen und ist grundsätzlich durch geeichte Wasserzähler zu führen, die der Gebühren-
pflichtige auf seine Kosten zu installieren hat. Bei landwirtschaftlichen Betrieben mit Großviehhaltung gilt für jedes Stück Groß-
vieh eine Wassermenge von 15 mVJahr als nachgewiesen. Maßgebend ist die im Vorjahr durchschnittlich gehaltene Viehzahl, die
durch die zuständige Landwirtschaftsbehörde bestätigt sein muss.

§ 6 wird geändert und erhält folgende Fassung:

§6
Entstehen, Abrechnung, Fälligkeit bis 31.12.2024

(l) Die Abgabeschuld entsteht jeweils am 31. Dezember eines Kalenderjahres. Sie endet mit Ablauf des Jahres, in dem die Einlei-
tung entfällt und dies dem Zweckverband schriftlich mitgeteilt wird.

(2) Bis zum 31.12.2024 entstehende Abgaben werden jährlich abgerechnet, wobei Erhebungszeitraum das Abrechnungsjahr ist.
Das Abrechnungsjahr ist der Zeitraum zwischen zwei Ablesungen des Wasserzählers oder Schätzungen des Wasserver-
brauchs.

(3) Entstehende Abgaben werden zwei Wochen nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig.

Fortsetzung auf Seite 22 J
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l Nach § 6 wird folgender § 6a neu eingefügt:

§6a
Entstehen, Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung ab 01.01.2025

(l) Die Abgabeschuld entsteht mit jeder Einleitung von Abwasser, für das gemäß § 2 dieser Satzung die Abgabepflicht für den
Zweckverband anstelle des Einleiters entsteht.

(2) Ab dem 01.01.2025 entstehende Abgaben werden jährlich abgerechnet, wobei Erhebungszeitraum das Kalenderjahr ist.

(3) Entstehende Abgaben werden zwei Wochen nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig.

i
I

I
(4) Ab dem 01.01.2025 werden auf die Gebührenschuld eines jeden Kalenderjahres Vorauszahlungen erhoben, die auf Grundla-

ge der ermittelten bzw. geschätzten Vorjahresabrechnungen errechnet und in 10 gleiche auf volle Büro gerundete Monatsbe-
träge aufgeteilt werden. Die Vorauszahlungen sind von März bis Dezember des laufenden Jahres jeweils zum 15. des Mo-
nats fällig. Fehlt eine Vorjahresabrechnung oder ist die Abrechnung nur für einen Teil des Vorjahres erfolgt, setzt der Ver-
band die Höhe der Vorauszahlungen unter Schätzung der voraussichtlichen Jahresgesamtgebühr fest.

Artikel 2

l Diese Satzung tritt am 01.01.2025 in Kraft.

ausgefertigt am:
l Geraden 10.10.2024

!
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j Dietrich Heiland
Verbandsvorsitzender

Verstöße wegen der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die nicht die Ausfertigung und diese Bekanntmachung betreffen, können
gegenüber dem Zweckverband Wasser/Abwasser Mittleres Elstertal geltend gemacht werden. Sie sind schriftlich unter Angabe der Gründe gel-
tend zu machen.

Werden solche Verstöße nicht innerhalb einer Frist von l Jahr nach Bekanntmachung geltend gemacht, so sind diese Verstöße unbeachtlich.

!
3. Satzung zur Änderung der Satzung für die Erhebung von Benutzungsgebühren für die Einleitung von Ober- |
flächenwasser von öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen in die öffentliche Entwässerungseinrichtung des

Zweckverbandes Wasser/Abwasser Mittleres Elstertal i

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Wasser/Abwasser Mittleres Elstertal hat auf Grund des §19 Abs l Thüringer
Kommunalordnung (ThürKO) i. V. m. §§ 20, 23 des Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit (ThürKGG) i. V. m. §§ 2, |
12, Thüringer Kommunalabgabengesetz (ThürBCAG) die folgende Satzung zur Änderung der Satzung für die Erhebung von Benut-
zungsgebühren für die Einleitung von Oberflächenwasser von öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen in die öffentliche Entwäs- j
serungseinrichtung beschlossen:

j
Artikel l j

Die Satzung für die Erhebung von Benutzungsgebühren für die Einleitung von Oberflächenwasser von öffentlichen Straßen, We-
gen und Plätzen in die öffentliche Entwässerungseinrichtung des Zweckverbandes Wasser/Abwasser Mittleres Elstertal vom
04.12.2009 in der Fassung vom 29.11.2022 wird wie folgt geändert:

§ l wird geändert und erhält folgende Fassung:

§ l Abgabetatbestand

Der Zweckverband Wasser/Abwasser Mittleres Elstertal erhebt nach Maßgabe dieser Satzung Benutzungsgebühren für Einleitun- ]
gen von Oberflächenwasser von öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen in die öffentliche Entwässerungseinrichtung des Zweck- j
verbandes, sofern sich der jeweilige Träger der Straßenbaulast nicht nach § 23 Abs. 5 des Thüringer Straßengesetzes vom
07.05.1993 (GVB1. S. 273) in der jeweils geltenden Fassung an den Kosten der Herstellung oder Erneuerung der vom Zweckver-1
band Wasser/Abwasser Mittleres Elstertal eingerichteten Abwasseranlage beteiligt hat.

l

Fortsetzung auf Seite 23
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§ 5 wird geändert und erhält folgende Fassung:

§ 5 Entstehen, Fälligkeit, Vorauszahlungen

(l) Die Gebührenschuld entsteht jeweils am 31.12. für das mit diesem Tag abgelaufene Kalenderjahr, wenn sich der jeweilige
Träger der Straßenbaulast nicht nach § 23 Abs. 5 des Thüringer Straßengesetzes an den Kosten der Herstellung oder Erneue-
rung der vom Zweckverband eingerichteten Abwasseranlage beteiligt hat. Sie endet mit Ablauf des Jahres, in dem die Einlei-
tung entfällt und dieses dem Zweckverband schriftlich mitgeteilt wird oder mit Ablauf des Jahres in dem eine Beteiligung
gemäß § 23 Abs. 5 des Thüringer Straßengesetzes erfolgt ist.

(2) Die Benutzungsgebühr wird zwei Wochen nach Bekanntgabe des Abgabenbescheides fällig.

(3) Jeweils zum 15.03., 15.04, 15.05, 15.06, 15.07, 15.08, 15.09, 15.10., 15.11. und 15.12. jeden Jahres sind Vorauszahlun-
gen in Höhe eines Zehntels der Jahresabrechnung des Vorjahres zu leisten.

Fehlt eine solche Vorjahresabrechnung, so kann der Zweckverband die Höhe der Vorauszahlungen nach der voraussichtlich
zu erwartenden Jahresabrechnung festsetzen.

Artikel 2

Diese Satzung tritt am 01.01.2025 in Kraft.

ausgefertigt am:
Gera, den 10.10.2024

j Dietrich Heiland
j Verbandsvorsitzender

Verstöße wegen der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die nicht die Ausfenigung und diese Bekanntmachung betreffen, können
j gegenüber dem Zweckverband Wasser/Abwasser Mittleres Elstertal geltend gemacht werden. Sie sind schriftlich unter Angabe der Gründe gel-
j tend zu machen.

Werden solche Verstöße nicht innerhalb einer Frist von l Jahr nach Bekanntmachung geltend gemacht, so sind diese Verstöße unbeachtlich.
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-Hier endet das Amtsblatt des Zweckverbandes Wasser/Abwasser Mittleres Elstertal-

Verbandsvorsitzender mit 100%-Zustimmung im Amt bestätigt!

Mit großer Freude und Dankbarkeit teilt der Zweckverband Wasser/Abwasser Mittleres Elstertal (ZVME) mit, dass die Verbands-
Versammlung den bisherigen Verbandsvorsitzenden Herrn Dietrich Heiland am 09.09.2024 mit 100% der wahlberechtigten Stim-
men in seinem Amt bestätigt hat.

Der Verbandsvorsitzende Herr Dietrich Heiland erklärte nach seiner Wiederwahl:

„Dieser Vertrauensbeweis aller Verbandsmitglieder des ZVME bewegt mich sehr. Es ist eine Freude und sogleich große Ehre, un-
serem Zweckverband vorzustehen. Wir sind im zehnten Jahr nach der Rekommunalisierung des Geschäftsbetriebs und können mit
Stolz feststellen, dass die gemeinsame starke Arbeit der Verbandsmitglieder, zusammen mit den vielen fleißigen Kolleginnen und
Kollegen des ZVME, Früchte trägt. In Rekordzeit ist der ZVME zu einem modernen, wirtschaftlichen und thüringenweit beachte-
ten Unternehmen der öffentlichen Wasserwirtschaft gereift. Ich freue mich in meiner Funktion sehr darauf, auch in den nächsten
Jahren die weitere Entwicklung des ZVME als kundenorientierter Dienstleister und attraktiver Arbeitgeber aktiv mitgestalten zu
dürfen."

i Die Geraer Verbandsräte Herr Dieter Laudenbach als l. stellv. Verbandsvorsitzender und Herr Norbert Geisler als 2. stellv. Ver-
j bandsvorsitzender wurden mit großer Mehrheit in ihrem Amt für die nächste Wahlperiode ebenso bestätigt.

i

Impressum
Herausgeber: Zweckverband Wasser/Abwasser Mittleres Elstertal

De-Smit-Straße 6, 07545 Gera
verantwortlich: Verbandsvorsitzender Herr Dietrich Heiland

Bezugsmöglichkeiten/Bezugsbedingungen:
l. Im Bedarfsfall können Einzelexemplare nach Erscheinen des je-

welligen Amtsblattes kostenlos in der Geschäftsstelle des Zweck-
verbandes Wasser/Abwasser Mittleres Elstertal, De-Smit-Straße
6, 07545 Gera, bezogen werden.


